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Kommentar
Hajo Zenker
zur Debatte um das Tempolimit

Wer rasch ein grün-libera-
les Kraftzentrum für eine
innovative Regierung bil-
den will, darf sich nicht

an Details verkämpfen. Der grüne
Fraktionschef Anton Hofreiter hat das
erkannt. Und deshalb die Latte beim
Thema Tempolimit auf Autobahnen
deutlich tiefer gelegt als bisher bei
den Grünen üblich. Das ist auch gut
so. Tatsächlich handelt es sich bei
Tempo 130 um Symbolpolitik, deren
einziger Charme ist, einfach einführ-
bar zu sein. Der Beitrag zur Klimaret-
tung jedoch würde sich in engen
Grenzen halten. Wobei es müßig ist,
darüber zu streiten, ob das Tempoli-
mit nun 0,5 Prozent oder ein ganzes
Prozent der Kohlendioxid-Emissionen
in Deutschland einsparen würde.

Im Übrigen wäre auch der Effekt
auf die Verkehrssicherheit überschau-
bar. Autobahnen sind – bezogen auf
die gefahrenen Kilometer – die si-

chersten Straßen. Natürlich wäre es
auf vollen Autobahnen wünschens-
wert, den Verkehr homogener zu ma-
chen, also die extremen Geschwindig-
keitsunterschiede der Fahrzeuge zu
beseitigen. Das lässt sich aber auch
durch temporäre Verkehrsbeeinflus-
sung erledigen. Auf freien Autobah-
nen aber spricht nichts dagegen, das
Gaspedal so bedienen, wie es einem
Spaß macht – und wie man es vor sich
selbst verantworten kann.

Diejenigen Grünen, die bekennen-
de Autohasser sind, dürften ange-
sichts der pragmatischen Haltung ih-
rer Führung mit den Zähnen knir-
schen. Die anderen aber wissen ge-
nau, dass der ja tatsächlich begonnene
Siegeszug der Elektromobilität ganz
automatisch das Tempo auf Autobah-
nen reduzieren wird. Denn wer mit
einem Elektroauto mehr als 130 fährt,
wird ganz schnell vom rasanten
Reichweitenverlust ausgebremst.

Ende der Symbolpolitik

Karikatur: Klaus Stuttmann

Während der Debatte um die Verlängerung des Ausnah-
mezustands an der polnischen Grenze zu Belarus berichte-
te Pawel Soloch, Chef des Nationalen Sicherheitsbüros,
dass allein im September fast 7000 Migranten versucht
hätten, die Grenze in diesem Bereich illegal zu überqueren.
Im September des Vorjahres seien es rund 120 gewesen.
Mit seiner Entscheidung zur Verlängerung des Ausnahme-
zustandes solle dem „vom belarussischen Regime orches-
trierten Druck zur Destabilisierung der EU“ entgegenge-
wirkt werden, heißt es in einem Tweet des Sejm.

Die Regierung in Warschau beschuldigt den belarussi-
schen Machthaber Alexander Lukaschenko, in organisierter
Form Flüchtlinge aus Krisenregionen an die EU-Außengren-
ze zu bringen. Lukaschenko hatte Ende Mai angekündigt,
dass Minsk Migranten nicht mehr an der Weiterreise in die
EU hindern werde – als Reaktion auf verschärfte westliche
Sanktionen gegen die ehemalige Sowjetrepublik. dpa

STICHWORT LAGE AN POLENS GRENZE

Leitartikel
Ellen Hasenkamp
zur Situation der CDU

W ann immer es in
der Union wäh-
rend der vergan-
genen Jahre
schepperte, die
CDU wusste sich

am Ende einigermaßen leicht zu beru-
higen: mit Angela Merkel, dem Kanz-
leramt und einem Seitenblick auf die
SPD. Denn dort ging es meist noch
turbulenter zu. Doch alte Gewisshei-
ten wie diese haben sich nach dem
denkwürdigen Wahlsonntag auch für
die Union in Luft aufgelöst – und die-
se bittere Realität kommt nach eini-
gen Tagen der Schockstarre allmäh-
lich an im Bewusstsein der Partei.

Angela Merkel ist weg, das Kanz-
leramt womöglich auch und die Sozi-
aldemokraten, deren Selbstzerflei-
schungsübungen man stets mit einer
Mischung aus Grusel und Verwunde-
rung betrachten konnte, haben sich
zuletzt als verdammt disziplinierte
Mannschaft erwiesen. Statt Chaos-
truppe plötzlich Machtmaschine –
SPD und Union scheinen spätestens
mit dem Wahlausgang auch diese Rol-
len zu tauschen. Die Union kann
plötzlich bei den anderen die bekann-
te Wechselwirkung beobachten; wie
nämlich Zusammenhalt die Aussicht
auf die Macht steigert und zugleich
die Aussicht auf die Macht zusätzlich
zusammenschweißt.

Weil beides in der Union gerade
schwindet, stehen der Partei schwere
Zeiten bevor. Und das umso mehr, da
die CDU in einer Hinsicht nun wirk-
lich rein gar nichts mit der SPD ge-
meinsam hat: Während nämlich die
Sozialdemokraten 2017 die Aussicht
auf die Opposition geradezu bejubel-
ten (ehe sie sich dann doch in die
GroKo zwängen ließen), löst der Ab-
schied von der Regierungsverantwor-
tung bei den Christdemokraten Ent-
setzen aus. Aufarbeitung, inhaltliche
Neubestimmung, Programmarbeit
sind nämlich in Wahrheit nichts, was

die überwältigende Mehrheit der
christdemokratischen Herzen er-
wärmt, auch wenn sie – wie auch jetzt
wieder – verlässlich nach jedem ent-
täuschenden Wahlergebnis gefordert
werden. Die Kombination aus Opposi-
tionsbank und Debattenstuhlkreis
aber dürfte zu viel sein für die macht-
verwöhnte Macherpartei.

Kein Wunder also, dass man in der
Union nun dazu neigt, den Wahlschla-
massel einer einzigen Person vor die

Füße zu werfen: Armin Laschet. Da-
bei wird einiges übersehen. Der Kanz-
lerkandidat wurde ja in jener legendä-
ren Aprilnacht nicht aus dem Nichts
von der CDU-Spitze herbeigezaubert.
Laschet war erst wenige Wochen zu-
vor von einer, wenngleich knappen,
Mehrheit der Delegierten zum Partei-
chef gewählt worden. Und jedem ein-
zelnen von ihnen war klar, dass es da-
bei auch um die Vorentscheidung zur
Kanzlerkandidatur geht.

Auch die Rolle Merkels wird in der
CDU aufgearbeitet werden müssen:
Sie hat erst am entscheidenden Teil
ihrer Macht festgehalten und dann
darauf verzichtet, diese Macht zum
Wohle ihres möglichen Nachfolgers
einzusetzen. Und dann war da noch
CSU-Chef Markus Söder. Der aber
muss aufpassen, dass er mit seinem
rücksichtslosen Agieren jetzt nicht
wieder denselben unfreiwilligen Soli-
darisierungseffekt in der CDU auslöst
wie im Kandidatenrennen vor fünf
Monaten: Dann doch lieber Laschet.

leitartikel@swp.de

Größer als Laschet

Die Kombination
aus Oppositionsbank

und Debattenstuhlkreis
ist zu viel für die
verwöhnteMacherpartei.

„Die Schraube ist
gerade gesetzt“

S chon der Ort des Tref-
fens soll einen Neuan-
fang signalisieren.
Nicht vor gewohnter
Kulisse des Regierungs-
viertels, sondern vor

der Drehtür eines Bürogebäudes
gleich neben dem Berliner Zoo.
Wo normalerweise junge Start-
up-Gründer unter orangeroten
Leuchten ihren Geschäften nach-
gehen, trafen sich am Freitag die
Spitzen von Grünen und FDP, um
über die Zukunft des Landes zu
beraten. Grünen-Co-Chefin An-
nalena Baerbock setzte den Ton,
als sie von einem „historischen
Moment“ sprach. Es sei nun nicht
mehr Zeit für eine Politik des
kleinsten gemeinsamen Nenners,
sondern für einen „wirklichen
Aufbruch“.

Anders als beim letzten Tref-
fen, als sich lediglich Baerbock,
Grünen-Co-Chef Robert Habeck,
der FDP-Vorsitzende Christian
Lindner und sein Generalsekre-
tär Volker Wissing trafen, wurde
über dieses „Neue“ nun erstmals
in größerer Delegation beraten.
Über Inhalte schwieg man sich
weiter aus, Lindner verriet aller-
dings, dass Klimapolitik und Fi-
nanzen eine Rolle gespielt hätten.
Eine endgültige Klärung bei die-
sen zwischen den Parteien strit-
tigen Themen wurde vorerst
nicht gefunden, die Gespräche
sollen fortgesetzt werden. Ha-
beck, der die Sondierungen mit
einer Schraube verglich, ist opti-
mistisch: Wenn man eine solche
schräg einsetze, werde sie nie
wieder gerade. „Diese Schraube
ist jedenfalls in den ersten Tagen
sehr gerade eingesetzt worden.“

Dass tatsächlich etwas in Be-
wegung scheint, zeigte am Frei-
tag, dass die Grünen selbst bei ei-
nem Leib- und Magenthema wie
dem Tempolimit Kompromissbe-

reitschaft zeigen. Er halte nichts
davon, einzelne Themen zur
Bedingung zu machen, sagte Grü-
nen-Politiker Anton Hofreiter.

Nach wie vor ungewiss bleibt,
wann die Sondierungen zu dritt
oder viert geführt werden – und
mit wem. Auf die Frage, welche
Mutter zur erwähnten Schraube
passe, witzelte Habeck:
„Spax-Schrauben brauchen keine
Mutter“ – in Anspielung an die
bekannten Holzschrauben.

Dass ein Bündnis mit CDU und
CSU, die offensichtlich selbst
Sondierungsbedarf untereinander
haben, immer unrealistischer
wird, zeigen die Terminfindungs-

schwierigkeiten innerhalb der
Union. „Die Wahrscheinlichkeit,
dass es eine Ampel geben wird,
ist nicht nur offenkundig, sondern
sehr groß“, sagt selbst Unions-
fraktionsvize Carsten Linnemann.
Aus der Hand geben wollen Grü-
ne und FDP dieses Druckmittel
gegen die SPD allerdings auch
nicht.

Bemerkenswert ist nach wie
vor auch die Verschwiegenheit,
mit der alle Beteiligten an die Ge-
spräche herangehen. Die Teilneh-
mer scheinen damit aus den ge-
scheiterten Sondierungsgesprä-
chen vor vier Jahren gelernt zu
haben – und sich an den Koaliti-
onsverhandlungen in Bundeslän-
dern wie Rheinland-Pfalz oder
Schleswig-Holstein zu orientie-
ren, wo Grüne und FDPmitregie-
ren. In Mainz und Kiel wurde im
Grunde genommen die Blaupau-

se gezeichnet, wie solche Ver-
handlungen gelingen können.

Keiner der in Schleswig-Hols-
tein an den Runden beteiligten
Politiker habe je etwas durchsi-
ckern lassen, erklärt Hans-Jörn
Arp das Erfolgsrezept der dorti-
gen Jamaika-Koalition, „auch
nicht in größeren Runden“. Der
Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der CDU-Fraktion betont, da-
durch sei das Vertrauensverhält-
nis aller Verhandlungspartner in-
takt geblieben. „Es ist wie in Ge-
schäftsbeziehungen“, sagt er: Wer
sich einander nicht über denWeg
traue, könne auch keine Koaliti-
on miteinander bilden. Die Frage
ist allerdings, ob eine solche Dis-
kretion in Berlin lange aufrecht-
erhalten werden kann, wo undich-
te Stellen aufgrund der höheren
Anzahl Beteiligter sehr viel leich-
ter auftreten können. In Kiel hin-
gegen funktioniert das Bündnis
noch immer relativ geräuschlos,
wie auch politische Beobachter
bestätigen.

Das sei nur möglich, weil die
einzelnen Parteien bereit seien,
den Partnern Erfolg zuzugeste-
hen. So hätten die Grünen akzep-
tiert, dass die FDP Autobahnen
baut, wohingegen sie jede Menge
Geld für den Kita-Ausbau erhiel-
ten. Die CDU musste in den sau-
ren Apfel beißen und einem Ab-
schiebestopp in manche Drittlän-
der zustimmen, wofür die Grünen
ein Abschiebegefängnis hinneh-
menmussten. „Es ist wichtig, sich
nicht zu neutralisieren wie in der
Großen Koalition, sondern einan-
der Erfolge zu gönnen“, sagt
Christopher Vogt, der die
FDP-Fraktion in Kiel anführt. Al-
lein deswegen, weil alle Parteien
ihre Verhandlungsergebnisse spä-
ter den eigenen Mitgliedern zur
Abstimmung vorlegen müssten.

Die Kunst, so Vogt, sei es, eine
gemeinsame Vision fürs Land zu
entwickeln, und trotzdem allen
Beteiligten Raum zu lassen, sich
selbst zu profilieren. Als Glücks-
fall hierfür hat sich Ministerprä-
sident Daniel Günther (CDU) er-
wiesen, der die Gespräche so mo-
deriert hat, dass alle Luft zum At-
men hatten und sich „gesehen
fühlten“, wie Arp beschreibt.

Ähnliches wird über Günthers
Amtskollegin Malu Dreyer (SPD)
in Rheinland-Pfalz berichtet, die
in Mainz eine Ampel-Koalition
anführt. Ob Olaf Scholz über ähn-
liche Qualitäten verfügt, bleibt
abzuwarten. Dem „Spiegel“ sagte
er schon mal: „Echte Zuneigung
entsteht, wennman sich ernsthaft
aufeinander einlässt.“

Sondierungen Grüne und FDP zeigen sich nach einem Gespräch in
größerer Runde optimistisch. Vorbild könnten Koalitionen in den
Ländern werden. Von Igor Steinle und Dorothee Torebko

Christopher
Vogt führt die
FDP-Fraktion
im Kieler Land-
tag. Dort re-
giert ein Jamai-
ka-Bündnis.
Foto: Carsten
Rehder/dpa

Polen-Grenze
Ausnahmezustand
verlängert
Warschau. Angesichts des anhal-
tenden Andrangs von Migranten
hat das polnische Parlament in
Warschau den Ausnahmezustand
an der Grenze zumNachbarn Be-
larus verlängert. Die Abgeordne-
ten des Sejm stimmten am Don-
nerstagabend für eine Verlänge-
rung umweitere 60 Tage, wie pol-
nische Medien am frühen
Freitagmorgen berichteten. Hilfs-
organisationen kritisieren aus
Sorge um dasWohl der Flüchtlin-
ge die Abschottung. dpa
Stichwort

Pakistan
Erster IS-Angriff
seit Fall von Kabul
Islamabad. Erstmals seit der
Machtübernahme der Taliban in
Afghanistan hat die Terrormiliz
Islamischer Staat (IS) einen An-
schlag im Nachbarland Pakistan
für sich reklamiert. Dabei wurde
einMann, der der Sikh-Glaubens-
gemeinschaft angehörte, in Pes-
hawar getötet, wie die Polizei am
Freitag mitteilte. Bereits in der
Vergangenheit hatte der IS-Kho-
rasan, wie sich der IS in Afghani-
stan und Pakistan nennt, Bomben-
anschläge, Attentate und Entfüh-
rungen in Pakistan verübt. dpa

Es ist wichtig,
sich auch Erfolge

zu gönnen.
Christopher Vogt
FDP Schleswig-Holstein
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